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VA 0107/2023 (BJD) 

Volksauftrag «Planungen vor’s Volk!» 

 

Der Kantonsrat des Kantons Solothurn wird aufgefordert, das kantonale Planungs- und Bau-

gesetz so anzupassen, dass auch im Kanton Solothurn die Gemeindeversammlungen Pla-

nungsbehörde sind. 

 

Begründung (04.05.2023): schriftlich. 

 

Es brodelt in der Bevölkerung: Ob Centravo-Neubau in Balsthal, ob MVN-Ausbau in Neuen-

dorf, ob Ortsplanungen in Trimbach oder Solothurn, Verschandelung von Oensingen, Schaf-

fung von Windparks auf dem Grenchenberg oder in Kleinlützel: All diese Fälle zeigen deut-

lich, dass die Bevölkerung auf Gemeindeebene mehr demokratische Mitspracherechte einfor-

dert. Der Kanton Solothurn ist neben dem Kanton Freiburg der einzige von 26 Schweizer 

Kantonen, in welchem die Raumordnung allein in die Kompetenz des Gemeinderats fällt (§ 9 

Abs. 2 Planungs- und Baugesetz). Einzige Ausnahme ist das nicht grundeigentümerverbindli-

che Leitbild, über das ca. alle 20 Jahre an der Gemeindeversammlung abgestimmt werden 

kann. Dieses ist jedoch mehr symbolisch als rechtsetzend (vgl. Formulierung § 9 Abs. 3 Pla-

nungs- und Baugesetz). Es ist so aktuell den Stimmberechtigten auf keine erdenkliche Art und 

Weise möglich, einen Grundsatzentscheid in raumplanerischen Belangen an der Urne zu ver-

langen. Diese Regelung ist völlig aus der Zeit gefallen. Das Solothurner Recht widerspricht in 

dieser Sache eindeutig dem übergeordneten Recht, namentlich dem in der Bundesverfassung 

verankerten Legalitätsprinzip. Gemäss diesem müssen alle grundlegenden und wichtigen 

rechtlichen Normen von der Legislative beschlossen werden. Dazu gehören namentlich alle 

Grundrechtseinschränkungen etwa in Bezug auf die Garantie des Eigentums. Allgemein-

abstrakte Planungsnormen gehören ebenfalls dazu. Diese müssten zwingend von der Legisla-

tive beschlossen werden, also in der ordentlichen Gemeindeorganisation von der Gemeinde-

versammlung. Nach dem Planungs- und Baugesetz Solothurn (PGB SO) ist aber der Gemeinde-

rat Planungsbehörde und beschliesst deshalb diese Normen. Das ist unzulässig, wie das Bun-

desgericht schon verklausuliert hat verlauten lassen (1C_147/2019 Lommiswil Grossmatt: «Die 

[nachvollziehbaren] Einwände der Beschwerdeführer gegen die Bundesrechtskonformität der 

Zuständigkeitsordnung des Kantons Solothurn für die Festsetzung der Zonenordnung hätten 

sie zum Zeitpunkt von deren Erlass vorbringen können und müssen.»). 

 

Unterschriften: 1. Hans Heutschi; insgesamt 196 beglaubigte Unterschriften. 


